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(Nr. 14330.) Polizeiverordnung über die Werbung auf dem Gebiete des Heilweſens. Vom 5. Mai 1936. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird für 
das Land Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


Abſchnitt J. 
Gegenſtand und Form der Werbung. 
9 


(1) Dieſer Verordnung unterliegt die Werbung 

a) für Arzneimittel (Abſ. 2), 

b) für Mittel und Gegenſtände, die den Arzneimitteln gleichſtehen (Abſ. 3), 
e) für Verfahren und Behandlungen (Abſ. 4). 


(2) Arzneimittel im Sinne dieſer Verordnung ſind Mittel, die dazu beſtimmt ſind, Krank⸗ 
heiten, Leiden oder Körperſchäden jeder Art bei Menſch oder Tier zu verhüten, zu lindern oder zu 
beſeitigen. 

(3) Den Arzneimitteln ſtehen gleich Gegenſtände, die zu denſelben Zwecken beſtimmt ſind wie 
die Arzneimittel; das gleiche gilt für die durch Abſ. 2 nicht getroffenen Mittel ſowie für Gegenſtände, 
ſoweit dieſe Mittel und Gegenſtände dazu beſtimmt ſind, 

a) eine allgemeine oder örtliche Empfindungsloſigkeit bei Menſch oder Tier herbeizuführen, 

b) zur Verhütung, Linderung oder Beſeitigung von Schwangerſchaftsbeſchwerden, zur Er⸗ 
leichterung der Geburt oder beim Geburtsvorgang bei Menſch oder Tier angewendet zu 
werden, 

e) durch Anwendung am menſchlichen oder tieriſchen Körper Krankheiten, Leiden oder 
Körperſchäden jeder Art zu erkennen, 

d) Erſcheinungen des vorzeitigen oder natürlichen Alterns, ferner beſondere körperliche oder 
ſeeliſche Zuſtände bei Menſch oder Tier zu verhüten, zu lindern oder zu beſeitigen, ins⸗ 
beſondere der Verjüngung, geſchlechtlichen Anregung, Entwöhnung von Tabak⸗ oder 
Alkoholgenuß, Abmagerung oder Behebung der Magerkeit, Verbeſſerung der Körperform 
zu dienen, 

e) Ungeziefer, mit dem Menſch oder Tier behaftet iſt, zu beſeitigen. 

(4) Unter Verfahren und Behandlungen find ſolche Maßnahmen zu verſtehen, die zu denſelben 
Zwecken beſtimmt ſind wie die Arzneimittel oder die den Arzneimitteln gleichſtehenden Mittel und 
Gegenſtände. 

(5) Sofern Lebensmittel, Futtermittel, Schönheitsmittel (Mittel zur Reinigung, Pflege, 
Färbung oder Verſchönerung der Haut, des Haares, der Nägel oder der Mundhöhle), Desinfektions⸗ 
mittel auch als Arzneimittel zu dienen beſtimmt find, unterliegen fie inſoweit der Verordnung. 
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8.2. 
Eine Werbung liegt auch dann vor, wenn in Ankündigungen oder Anpreiſungen auf Druck⸗ 
schriften oder auf ſonſtige Mitteilungen verwieſen wird, die eine dieſer Verordnung unterliegende 
Werbung enthalten oder vermitteln. 


Abſchnitt II. 
Ausführung der Werbung. 
§ 3. 


Unzuläſſig iſt jede irreführende Werbung. Eine Irreführung liegt vor allem dann vor, wenn 

a) falſche Angaben über die Zuſammenſetzung eines Mittels oder über die Beſchaffenheit 
eines Gegenſtandes gemacht werden, 

b) den Mitteln, Gegenſtänden, Verfahren oder Behandlungen über ihren wahren Wert 
hinausgehende Wirkungen beigelegt werden oder fälſchlich der Eindruck erweckt wird, daß 
ein Erfolg regelmäßig mit Sicherheit oder Wahrſcheinlichkeit erwartet werden kann, oder 
fälſchlich ein Erfolg auf einem und demſelben Wege bei verſchiedenartigen Krankheiten 

in Ausſicht geſtellt wird, 

e) über Vorbildung, Befähigung oder Erfolge des Werbungstreibenden oder der für ihn 
tätigen Perſonen zur Irreführung geeignete Angaben gemacht werden, 

d) fälſchlich, insbeſondere durch vorgeſchobene Perſonen, der Eindruck erweckt wird, daß die 
Werbung uneigennützig erfolgt. 

SA. 

Unzuläſſig iſt ferner eine Werbung, wenn 


a) ſie zur Selbſtbehandlung oder zur Behandlung durch andere Perſonen als Arzte bei 
gemeingefährlichen Krankheiten (Reichsſeuchengeſetz vom 30. Juni 1900 — Reichsgeſetzbl. 
S. 306 —) oder durch andere Perſonen als Tierärzte bei Viehſeuchen (Viehſeuchengeſetz 
vom 26. Juni 1909 — Reichsgeſetzbl. S. 519 — mit der Ergänzung des Geſetzes vom 
18. Juli 1928 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 289 —) und bei ſeuchenhaftem Verwerfen der Haus⸗ 
tiere (infolge bakterieller oder paraſitärer Infektion, wie z. B. durch Abortusbazillen oder 
Trichomonaden), anſteckendem Scheidenkatarrh der Rinder, Unfruchtbarkeit der Rinder 
und Pferde, Lähme (ſeptiſch⸗pyämiſcher Gelenkentzündung) der Jungtiere, insbeſondere 
der Fohlen, Kälber, Lämmer, bei Ruhr (anſteckendem Durchfall) der Jungtiere, insbe⸗ 
ſondere der Kälber, Ferkel und Kücken, und bei bakteriellen Euterkrankheiten erfahrungs⸗ 
gemäß führen kann, 


b) die zur Selbſtbehandlung oder zur Behandlung durch andere Perſonen als Arzte bei 
Geſchlechtskrankheiten oder Krankheiten oder Leiden der Geſchlechtsorgane (Geſetz zur 
Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927 — Reichsgeſetzbl. I 
S. 61 — erfahrungsgemäß führen kann, 

e) eine Behandlung angeboten wird, die nicht auf eigener Wahrnehmung an dem zu be⸗ 
handelnden Menſchen oder Tier beruht (Fernbehandlung), 

d) ſie Angſtgefühle, insbeſondere durch Hinweiſe auf lebensgefährliche oder ſonſtige beſorgnis⸗ 
erregende Zuſtände oder Erſcheinungen, hervorruft und dadurch beunruhigt. 

8 5. 

Die Werbung für Mittel oder Gegenſtände iſt nur geſtattet bei Arzten, Zahnärzten, Tier⸗ 
ärzten, Apothekern oder Perſonen, die mit den nachſtehend genannten Mitteln oder Gegenſtänden 
erlaubterweiſe Handel treiben, oder in ärztlichen, zahnärztlichen, tierärztlichen, pharmazeutiſchen 
oder ſolchen Fachzeitſchriften, die ſich an die genannten Perſonen richten, wenn die Mittel oder 
Gegenſtände f : 

a) nur auf ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Verſchreibung abgegeben werden dürfen, 

b) zur Verhütung, Linderung oder Beſeitigung von bösartigen Geſchwulſtkrankheiten, an⸗ 
zeigepflichtigen ansteckenden Krankheiten einſchließlich der Tuberkuloſe (Reichsſeuchengeſetz 
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vom 30. Juni 1900 — Reichsgeſetzbl. S. 306 — und Preußiſches Geſetz, betreffend die 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. Auguſt 1905 in der Faſſung der Be- 
kanntmachungen vom 25. Februar 1927 — Geſetzſamml. S. 41 — und vom 1. September 
1934 — Geſetzſamml. S. 382 — ſowie Preußiſches Geſetz zur Bekämpfung der Tuber⸗ 
kuloſe vom 4. Auguſt 1923 — Geſetzſamml. S. 374 — mit der Ergänzung des Geſetzes 
vom 24. März 1934 — Geſetzſamml. S. 229 —) oder zur Behebung ihrer Begleit⸗ 
erſcheinungen beſtimmt ſind, 

zur Verhütung, Linderung oder Beſeitigung von Viehſeuchen (Viehſeuchengeſetz vom 
26. Juni 1909 — Reichsgeſetzbl. S. 519 — mit der Ergänzung des Geſetzes vom 18. Juni 
1928 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 289 —) und der im § 4 Buchſtabe a beſonders aufgeführten 
Tierkrankheiten beſtimmt ſind. 


GC 
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§ 6. 

Die Werbung für Mittel und Gegenſtände, die zur Heilung oder Linderung von Geſchlechts⸗ 
krankheiten (Geſetz zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927 — Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 61 —) oder zur Verhütung oder Beſeitigung der Schwangerſchaft beim Menſchen beſtimmt 
find, iſt, ſoweit nicht die SS 184 Nr. 3 und 219 des Reichsſtrafgeſetzbuchs ſowie $ 14 des Geſetzes 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 529 — in der 
Faſſung des Geſetzes vom 26. Juni 1935 Reichsgeſetzbl. I S. 773 — entgegenſtehen, nur bei 
Arzten, Apothekern oder Perſonen, die mit ſolchen Mitteln oder Gegenſtänden erlaubterweiſe 
Handel treiben, oder in Fachzeitſchriften geſtattet, die ſich nur an dieſe Berufskreiſe wenden. Die 
Werbung für Mittel und Gegenſtände, die zur Verhütung oder Beſeitigung der Schwangerſchaft 
beim Menſchen beſtimmt ſind, iſt nur geſtattet, wenn die in Ziffer 6 der Bekanntmachung des 
Werberats der deutſchen Wirtſchaft vom 5. Mai 1936 vorgeſehene Genehmigung des Präſidenten 
des Werberats der deutſchen Wirtſchaft vorliegt. 

Sr 


Die SS 5 und 6 gelten auch für die Werbung für Verfahren und Behandlungen, die zu den- 
ſelben Zwecken beſtimmt ſind wie die in dieſen Paragraphen genannten Mittel und Gegenſtände. 


88. 

Für die Mittel des Verzeichniſſes zu den Polizeiverordnungen über den Verkehr mit Geheim⸗ 
mitteln und ähnlichen Arzneimitteln (Erlaſſe der Miniſter für Volkswohlfahrt und für Handel und 
Gewerbe vom 19. Dezember 1924 — Volkswohlfahrt 1925, S. 30 — und vom 21. Februar 1929 
— Volkswohlfahrt Sp. 212 — ſowie Runderlaß des Miniſters des Innern vom 9. Oktober 1933 
— MBliV. II S. 478 — darf öffentlich nicht geworben werden. 


89. 

(1) ) Dank⸗ und Empfehlungsſchreiben dürfen nur mit ausdrücklicher und ſchriftlicher Zu⸗ 
ſtimmung der Schreibenden und unter genauer Angabe ihres Namens, Berufs und ihrer genauen 
Anſchrift ſowie von Ort und Zeit der Ausſtellung der Schreiben verwendet werden. Der Inhalt 
der Schreiben muß den Tatſachen ſowie den Richtlinien des Werberats (Siehe Ziffer 6 der Zweiten 
Bekanntmachung des Werberats der deutſchen Wirtſchaft vom 1. November 1933 — Deutſcher 
Reichsanzeiger und Preußiſcher Staatsanzeiger vom 1. November 1933, Nr. 256 —) entſprechen. 

(2) Dank und Empfehlungsſchreiben, für die Zuwendungen irgendwelcher Art verſprochen 
oder gewährt worden ſind, dürfen zur Wirtſchaftswerbung nicht verwendet werden. 

(2) Gutachten dürfen nur veröffentlicht oder erwähnt werden, wenn ſie von wiſſenſchaftlich 
oder fachlich hierzu berufenen Perſonen erſtattet worden ſind. Gleichzeitig ſind Namen, Beruf und 
genaue Anſchrift des Sachverſtändigen anzugeben. 

(4) Außerungen von Fachleuten und anerkennende oder empfehlende Außerungen von Laien 
müſſen bei der Werbung deutlich voneinander getrennt angeführt werden. 

(5) Wird eine Stelle aus dem Schrifttum angeführt, ſo iſt anzugeben, ob ſie ſich auf die Frage 
allgemein oder auf die betreffenden Mittel, Gegenſtände, Verfahren oder Behandlungen beſonders 
bezieht. 


) Abſ. 1 bis 3 entſpricht dem Wortlaute der 7. Bekanntmachung des Werberats Ziffer 2 u. 3, Abſ. 1. 


Dr.Grunau,:Hölten 
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Abſchnitt III. 
Sonſtige Beſtimmungen. 
§ 10. 

Wer den Beſtimmungen dieſer Polizeiordnung zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu 

150 N oder mit Haft beſtraft. 
§ 11. 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1936 in Kraft. Zugleich tritt die Polizeiverordnung 
über die öffentliche Ankündigung oder Anpreiſung von Mitteln oder Verfahren, die zur Verhütung, 
Linderung oder Heilung von Menſchen- oder Tierkrankheiten beſtimmt find, vom 2. Juni 1933 
(Geſetzſamml. S. 215) außer Kraft. f 


Berlin, den 5. Mai 1936. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 


In Vertretung: 
Pfundtner. 


(Nr. 14331.) Bekanntmachung über den Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſammlung. Vom 11. Mai 
1936. N 


Der Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſammlung wird vorübergehend für die Zeit vom 
1. Juli 1936 bis Ende Juni 1937 auf vierteljährlich 1,40 AM feſtgeſetzt. Als Gegenleiſtung 
für die Erhöhung des Bezugspreiſes wird den Beziehern der Geſetzſammlung zum 1. April 1937 
koſtenlos ein Hauptſachverzeichnis zur Preußiſchen Geſetzſammlung für die Jahrgänge 1926 bis 
1935 im Umfang von etwa 42 Druckbogen mitgeliefert. N 

Vom 1. Juli 1937 ab beträgt der Bezugspreis wieder wie bisher 1,10 RM vierteljährlich. 


Berlin, den 11. Mai 1936. 5 ; 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Im Auftrage: 
Neumann. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Polizeiverordnungen 
Preußischer Miniſter 
(8 35 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 — Geſetzſamml. S. 77 —). 


In den Amtsblättern der Regierungen Lüneburg — Sonderbeilage zu Stück 3 —, Stade — Sonder⸗ 
beilage zu Stück 15 — und Schleswig — Sonderbeilage zu Stück 17 —, ſämtlich von 1936, iſt eine 
Polizeiverordnung des Verkehrsminiſters, des Miniſters des Innern und des Senats der Freien und 
Hanſeſtadt Hamburg vom 26. Juli 1935, betr. Hafenpolizeiordnung für den Hafen Hamburg, veröffentlicht 
worden, die am 15. Auguſt 1935 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 6. Mai 1936. 
Reichs⸗ und Preußiſches Verkehrsminiſterium. 
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